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Text 

Barabfindung bei rechtsformübergreifender Verschmelzung 

§ 234b. (1) Wenn eine übertragende Gesellschaft eine andere Rechtsform als die übernehmende oder 
neue Gesellschaft hat, hat der Verschmelzungsvertrag oder dessen Entwurf auch die Bedingungen der 
Barabfindung zu enthalten, die einem Anteilsinhaber dieser übertragenden Gesellschaft von der 
übernehmenden bzw. neuen Gesellschaft oder einem Dritten angeboten wird. Diese Angaben sind nicht 
erforderlich, wenn alle Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft schriftlich in einer gesonderten 
Erklärung darauf verzichten. Die Erklärung eines Dritten, eine Barabfindung anzubieten, muss gerichtlich 
oder notariell beglaubigt unterfertigt sein. 

(2) Im Rahmen der Prüfung der Verschmelzung ist auch die Angemessenheit der Bedingungen der 
Barabfindung zu prüfen. Der Prüfungsbericht hat auch dazu eine Erklärung abzugeben, ob die 
Bedingungen des Barabfindungsangebots angemessen sind, und dabei insbesondere anzugeben, 

 1. nach welchen Methoden das vorgeschlagene Barabfindungsangebot ermittelt worden ist; 

 2. aus welchen Gründen die Anwendung dieser Methoden angemessen ist; 

 3. welches Ergebnis sich bei der Anwendung verschiedener Methoden, sofern mehrere angewendet 
worden sind, jeweils ergeben würde; 

 4. zugleich ist dazu Stellung zu nehmen, welche Gewichtung diesen Methoden beigemessen wurde, 
und darauf hinzuweisen, ob und welche besonderen Schwierigkeiten bei der Bewertung 
aufgetreten sind. 

Die Prüfung der Angemessenheit der Barabfindung ist nicht erforderlich, wenn sich alle Anteile der 
Gesellschaft in der Hand eines Gesellschafters befinden oder sämtliche Gesellschafter schriftlich oder in 
der Niederschrift zur Gesellschafterversammlung auf ihr Recht auf Barabfindung verzichten. 

(3) Jedem Anteilsinhaber einer übertragenden Gesellschaft, der gegen den Verschmelzungsbeschluss 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat, steht gegenüber der übernehmenden oder neuen Gesellschaft 
oder dem Dritten, der die Barabfindung angeboten hat, das Recht auf angemessene Barabfindung gegen 
Hingabe seiner Anteile zu, wenn er vom Zeitpunkt der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 
bis zur Geltendmachung des Rechts Gesellschafter war. Das Angebot kann nur binnen zwei Monaten 
nach dem Tag angenommen werden, an dem die Eintragung der Verschmelzung gemäß § 10 UGB als 
bekanntgemacht gilt. Die Zahlung ist binnen zwei Monaten ab Zugang der Annahmeerklärung fällig und 
verjährt in drei Jahren. Der Erwerber hat die Kosten der Übertragung zu tragen. Für die Erfüllung der 
angebotenen Barabfindung einschließlich der Übertragungskosten ist den Abfindungsberechtigten 
Sicherheit zu leisten. 
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(4) Im Gesellschaftsvertrag einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung kann das Recht auf 
angemessene Barabfindung ausgeschlossen oder eingeschränkt werden. Durch eine Änderung des 
Gesellschaftsvertrags kann das Recht ausgeschlossen oder eingeschränkt werden, wenn alle 
Gesellschafter der Änderung zustimmen. 

(5) Eine Klage auf Anfechtung des Verschmelzungsbeschlusses der übertragenden Gesellschaft kann 
nicht darauf gestützt werden, dass die angebotene Barabfindung nicht angemessen festgelegt ist oder dass 
die in den Verschmelzungsberichten, den Prüfungsberichten oder in den Berichten der Aufsichtsräte 
enthaltenen Erläuterungen des Barabfindungsangebots den gesetzlichen Bestimmungen nicht entsprechen. 
Anteilsinhaber, die das Barabfindungsangebot angenommen haben, können bei Gericht den Antrag 
stellen, dass die angebotene Barabfindung überprüft und eine höhere Barabfindung festgelegt wird; sie 
haben glaubhaft zu machen, dass sie vom Zeitpunkt der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 
der übertragenden Gesellschaft bis zur Antragstellung Anteilsinhaber waren. Für das Verfahren auf 
gerichtliche Überprüfung gelten die §§ 225d bis 225m, ausgenommen § 225e Abs. 3 zweiter Satz und 
§ 225j Abs. 2, sinngemäß. Wird die gerichtliche Überprüfung der angebotenen Barabfindung begehrt, so 
endet die Frist für die Annahme des Barabfindungsangebots einen Monat nach dem Tag der letzten 
Bekanntmachung gemäß § 225k Abs. 1. 


